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Unzulässig

Gesundheitsdaten sind ver-
traulich zu behandeln. Das 
gilt auch für Social-Media-
Kanäle. Verstöße beobachtet 
hier »zunehmend« auch 
Bettina Gayk, die Landes-
beauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit 
in Nordrhein-Westfalen. 
Deshalb hat sie Anfang März 
Gesundheitsberufler*innen, 
die in Sozialen Medien aktiv 
sind, eindringlich aufgefor-
dert, »bei der Verfolgung ei-
gener Interessen den Schutz 
von Patient*innendaten nicht 
zu vernachlässigen«. Ihrer 
Behörde lägen diverse Fälle 
vor, die sie teils »sprachlos« 
gemacht hätten. So sind laut 
Gayk in NRW »mehrfach 
Pfleger*innen aufgefallen, die 
pflegebedürftige Menschen 
durch sogenannte Reels oder 
Livestreams im Internet zur 
Schau gestellt haben«. Unzu-
lässig seien auch Werbeaktio- 
nen wie diese: Eine Psycho-
therapeutin präsentierte auf 
ihrem Social-Media-Account 
ein Foto des von einer 
Krankenkasse genehmigten 
Therapieantrags, mit dem 
Namen der Patientin. Auf-
gefallen ist auch ein Chirurg, 
der zur Vorbereitung einer 
Brustvergrößerung Bilder 
der entblößten Brust einer 
Patientin angefertigt hatte, 
um ihr mithilfe eines neuen 
technischen Verfahrens das 
künftige Erscheinungsbild 
zu zeigen. Ohne Wissen und 
Einwilligung der Frau sei 
dann auf dem Instagram-
Account der Arztpraxis eines 
der tags zuvor angefertigten 
Bilder veröffentlicht worden – 
zwecks Werbung für die neue 
Technik. 
»Erfolgen solche Posts zu 
Werbezwecken und ohne 
rechtswirksame Einwilligung 
der Betroffenen, ist das da-
tenschutzrechtlich unzuläs-
sig«, erklärt Gayk. Folgen 
derartiger Rechtsverstöße 
könnten nicht nur »empfind-
liche Geldbußen« sein. »Den 
Betroffenen stehen womög-
lich auch Schadensersatz
ansprüche zu.«
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»Gemeinsam Digital 2026«
Gesundheitsministerin Warken auf Spuren ihrer Amtsvorgänger

Bundesgesundheitsministerin Nina Warken  
(CDU) will konsequent fortsetzen, was ihre 
Amtsvorgänger Karl Lauterbach (SPD) 
und Jens Spahn (CDU) hartnäckig verfolgt 
haben, aber nicht komplett umsetzen 
konnten: die Digitalisierung von Gesund-
heitswesen und Pflege, plus systematischer 
Bereitstellung von Patient*innendaten für 
Forschungszwecke.

»Gemeinsam Digital 2026« heißt eine neue, 
30-seitige Broschüre des Bundesministe

riums für Gesundheit (BMG). Sie beschreibt, 
wie Warken die »Digitalisierungsstrategie für 
das Gesundheitswesen und die Pflege« vor-
anbringen will. Am 11. Februar stellte sie ihre 
Pläne vor: »Digitale Innovationen müssen noch 
stärker in den Versorgungsalltag integriert 
werden«, sagte Warken, »sie entlasten das Per-
sonal, erhöhen die Qualität der Behandlung und 
helfen bei der Navigation und Steuerung durch 
das Gesundheitssystem.«

Als »zentrales Instrument einer modernen 
Versorgung« werde die elektronische Patienten-
akte (ePA) weiterentwickelt – zu einem »zentra-
len digitalen Begleiter«. In die ePA eingebunden 
werden laut BMG bald Anwendungen wie digi-
tale Terminvergabe, elektronische Überweisung 
und »flächendeckende Einführung der digitalen, 
qualitätsgesicherten Ersteinschätzung«, die bei 
gesundheitlichen Beschwerden standardisiert 
klären soll, ob eine Behandlung erforderlich ist. 
Noch in 2026 vorgesehen sei zudem ein »digital 
gestützter Medikationsprozess«.

Zentrales Anliegen des BMG ist es, die »sys-
tematische Nutzung von Gesundheitsdaten aus 
unterschiedlichen Quellen« für die Forschung  
zu fördern. Aus der ePA sollen ab Ende 2026 
pseudonymisierte Behandlungsdaten Versicher
ter an das Forschungsdatenzentrum Gesundheit 
(FDZ) weitergeleitet werden, angesiedelt beim 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin-
produkte. Abrechnungsdaten aller gesetzlich 
Krankenversicherten werden bereits an das FDZ 
übermittelt, beim FDZ-Betriebsstart im Oktober 
2025 lagen sie für die Jahre 2009 bis 2023 vollstän-
dig vor. »Die Abrechnungsdaten«, darunter Infor-
mationen zu Diagnosen, Therapien, Arzneiver-
ordnungen, Klinikaufenthalten sowie Angaben zu 
Alter und Geschlecht der Versicherten, »erlauben 
die pseudonymisierte Auswertung des jeweiligen 
Krankheitsgeschehens«, erläutert das BMG.

Das FDZ ist nach Darstellung des BMG eine  
»zentrale, in Deutschland einzigartige Infra-
struktur zur datenschutzkonformen Bereitstel-
lung von Gesundheitsdaten gesetzlich Kranken- 

versicherter für Gesundheitsforschung«. For
scher*innen können beim FDZ beantragen, dort 
gespeicherte Versichertendaten für ihre Projekte 
zu nutzen; in der BMG-Broschüre steht, dass 
bis Ende 2026 »mindestens 300 Forschungs-
vorhaben unter Nutzung von Daten aus dem 
Forschungsdatenzentrum durchgeführt bezie-
hungsweise initiiert« werden. Die sogenannte 
Sekundärnutzung von Daten aus medizini-
schen Behandlungen ist nicht nur universitä-
ren Wissenschaftler*innen vorbehalten; auch 
forschende Gesundheitsfirmen, zum Beispiel 
aus der Pharmabranche, dürfen beim FDZ 
Datennutzungsanträge stellen. Die vom BMG 
gewollten »Vorteile für die Wirtschaft«, die 
das Ministerium ausdrücklich benennt, seien: 
»Förderung von Innovation, Biotechnologie & 
Start-ups, u. a. durch Training und Validierung 
von KI-Anwendungen auf für das deutsche Ver-
sichertenkollektiv anwendbaren Daten«.

Perspektivisch sollen digitale Vernetzung 
und Datenaustausch nicht auf Deutschland 
begrenzt sein, die Strategiebroschüre kündigt 
an: »Bis Ende 2028 werden die maßgeblichen 
Gesundheitsdateninfrastrukturen an den Euro-
päischen Gesundheitsdatenraum angebunden 
und Gesundheitsdaten aus FDZ, Krebsregistern 
und weiteren relevanten Infrastrukturen ver-
knüpfbar über sichere Verarbeitungsumgebun-
gen bereitgestellt.«

Wie Warkens Pläne rechtlich abgesichert 
werden sollen, wird man wohl bald sehen. Das 
BMG soll jedenfalls im Frühjahr einen Referen-
ten-Entwurf für ein »Gesetz für digitale Versor-
gung und den Gesundheitsdatenraum« vorlegen,  
das »wesentliche Vorhaben der Strategie auf-
greifen wird«.

Über die Potenziale der ePA wissen viele 
Versicherte offenbar wenig. Es bestehe »weiter-
hin erheblicher Aufklärungsbedarf«, schrieb der 
Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) im 
Februar mit Verweis auf eine repräsentative  
Telefonbefragung, die das Institut Forsa in 
seinem Auftrag ausgeführt hat. Zwar hätten 
94 Prozent der im November 2025 befragten 
1.037 Personen von der ePA schon mal gehört. 
Aber »ein Großteil davon (71 %)«, so der vzbv, 
»verwaltet die eigene Akte nicht aktiv«. Nur 
einem Viertel der Befragten sei bekannt, dass 
pseudonymisierte Daten aus ihrer ePA künftig 
auch für Forschungszwecke verwendet werden 
dürfen. vzbv-Vorständin Ramona Pop mahnt: 
»Die Krankenkassen und das Gesundheitsmi-
nisterium müssen die Versicherten verständlich 
und umfassend zur ePA informieren. Das kam 
bislang zu kurz.«� Klaus-Peter Görlitzer  


